
]P. b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

695

Jahrgang 1987 Ausgegeben am 7. April 1987 48. Stück

122. Vereinbarung zwischen dem Buhdesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich nach
Rn. 2010 des ADR über die Beförderung von Stickstoff der Klasse 2, Ziffer 1 a), in
Hydrospeichern

123. Vereinbarung zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Italienischen
Republik über die Festlegung der Zone für die Durchführung der Grenzabfertigung
am Grenzübergang Timmelsjoch/Passo del Rombo

124. Vereinbarung zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Italienischen
Republik über die Festlegung von Zonen für die Durchführung der Grenzabfertigung
am Grenzübergang Brenner/Brennero (Straße)

122.
(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Bundesminister für Verkehr der
Bundesrepublik Deutschland und dem Bundes-
minister für öffentliche Wirtschaft und Ver-
kehr der Republik Österreich nach Rn. 2010
des ADR über die Beförderung von Stickstoff

der Klasse 2, Ziffer 1 a), in Hydrospeichern

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 2200, 2201, 2203, 2212 und 2222 der Anlage A
des ADR darf Stickstoff der Klasse 2, Ziffer 1 a),
auch in als Hydrospeicher bezeichneten Gefäßen
unter folgenden Bedingungen im Straßenverkehr
befördert werden:

1. Verpackung

1.1 Die Gefäße müssen hinsichtlich Werkstoff,
Bau, Ausrüstung und Kennzeichnung einem
technischen Regelwerk entsprechen, das von
der zuständigen Behörde anerkannt ist.

1.2 Die Gefäße sind in Kisten aus Naturholz
(Typ 4C1), aus Sperrholz (Typ 4D), aus Holz-
faserwerkstoffen (Typ 4F), aus Pappe
(Typ 4G) oder aus Schaumstoffen — nicht
wiederverwendbar — (Typ 4H1) gemäß
Anhang A.5 zur Anlage A des ADR als Außen-
verpackung zu verpacken.

2. Baumusterprüfung
Die Eignung der Verpackungen mit Innenver-
packung(en) muß durch eine Baumusterprü-
fung nach den Vorschriften des Anhangs A.5
zur Anlage A des ADR nachgewiesen sein. Es
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sind die Bedingungen für Stoffe der Verpak-
kungsgruppe II anzuwenden.

3. Zulassung und Kennzeichnung

3.1 Die Bauart der Verpackungen muß gemäß
Anhang A.5 zugelassen sein.

3.2 Jede auf Grund der zugelassenen Bauart herge-
stellte Außenverpackung muß gemäß
Anhang A.5 gekennzeichnet sein.

4. Sonstige Vorschriften

4.1 Die Gefäße müssen während der Beförderung
hermetisch dicht verschlossen sein.

4.2 Der Druck der Gasfüllung bei 15 °C darf den
auf dem Gefäß angegebenen, höchstzulässigen
Betriebsdruck und, sofern dieser Wert niedri-
ger liegt, zwei Drittel (2/3) des Prüfdrucks, für
den das Gefäß bemessen und mit dem es
geprüft wurde, nicht überschreiten.

4.3 Werden die Hydrospeicher in Kisten (in lee-
rem Zustand zusammenfaltbare Kisten aus
Aluminium), rollbaren Kleincontainern oder
Gitterboxpaletten, verpackt, so kann auf die
Außenverpackung gemäß Ziffer 2.2 verzichtet
werden, wenn
— die Hydrospeicher durch geeignete Füll-

stoffe gegen Bewegungen gegeneinander
und gegen die Wände der Gefäße gesichert
sind,

— bei oben offenen Gitterboxpaletten zusätz-
lich eine geeignete, widerstandsfähige
Abdeckung (zB Holzplatte) auf den
Hydrospeichern befestigt wird.

5. Übergangsvorschriften
Abweichend von Ziffer 2 dieser Regelung dür-
fen bis zum 31. Dezember 1988 auch Außen-
verpackungen verwendet werden, die noch
nicht baumustergeprüft sind, wenn sie baumu-
stergeprüften Verpackungen gleichwertig sind
und der Absender die Gleichwertigkeit im
Beförderungspapier bescheinigt.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken: „Beförderung vereinbart
nach Rn. 2010 des ADR."

(3) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
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Österreich bis auf Widerruf durch eine der Ver-
tragsparteien.

Wien, den 2. 3. 1987

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Berger

Bonn, den 20. 11. 1986

Die für das ADR zuständige Behörde der Bundes-
republik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:
Im Auftrag
Bredemeier

Vranitzky

123.

V e r e i n b a r u n g

zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung der Italienischen
Republik über die Festlegung der Zone für die
Durchführung der Grenzabfertigung am
Grenzübergang Timmelsjoch/Passo del

Rombo

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Italienischen Republik haben gemäß
Artikel 2 Absatz 4 des Abkommens vom 29. März
1974 *) zwischen der Republik Österreich und der
Italienischen Republik über die nebeneinanderlie-
genden Grenzabfertigungsstellen und die Grenzab-
fertigung während der Fahrt folgendes vereinbart:

Artikel 1

Am Grenzübergang Timmelsjoch/Passo del
Rombo wird auf österreichischem Staatsgebiet die
Zone festgelegt, in der die italienischen Bedienste-
ten berechtigt sind, die Grenzabfertigung vorzu-
nehmen.

Artikel 2

1. Die Zone am Grenzübergang Timmeisjoch/
Passo del Rombo umfaßt:

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützte Fläche der Timmelsjoch-
Hochalpenstraße, begrenzt

— im Süden durch die Staatsgrenze;

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 472/1976
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— im Westen und Osten durch den Fahr-
bahnrand;

— im Norden durch die Ein- und Ausreise-
schranken des österreichischen Zollamtes,
ausgenommen die österreichische Abferti-
gungskabine;

b) den von den italienischen Bediensteten allein
benützten, auf österreichischem Staatsgebiet
gelegenen Teil des italienischen Grenzabferti-
gungsgebäudes.

2. Der Lageplan der Zone wird in der österrei-
chischen und in der italienischen Grenzabferti-
gungsstelle angeschlagen.

Artikel 3

Die italienischen Bediensteten werden in Aus-
übung ihres Dienstes in der Zone ihre Dienstklei-
dung tragen, falls dies für die jeweiligen Wachkör-
per vorgesehen ist, und dürfen ihre Dienstwaffen
und Ausrüstungsgegenstände mitführen.

Artikel 4

1. Diese Vereinbarung tritt mit dem ersten Tag
des dritten auf ihre Unterzeichnung folgenden
Monats in Kraft.

2. Sie kann von jeder der beiden Parteien schrift-
lich auf diplomatischem Weg gekündigt werden
und tritt in diesem Fall sechs Monate nach Eingang
der Kündigung bei der anderen Partei außer Kraft.

3. Unabhängig vom Fall ihrer Kündigung tritt
die Vereinbarung außer Kraft, wenn das Abkom-
men vom 29. März 1974 zwischen der Republik
Österreich und der Italienischen Republik über die
nebeneinanderliegenden Grenzabfertigungsstellen
und die Grenzabfertigung während der Fahrt außer
Kraft tritt.

ZU URKUND DESSEN haben die dazu gehö-
rig Bevollmächtigten diese Vereinbarung unter-
zeichnet.

GESCHEHEN zu Wien, am 3. März 1987 in
zweifacher Urschrift, jede in deutscher und italieni-
scher Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
verbindlich sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:
Dr. Gratschmayer

Für die Regierung der Italienischen Republik:
Cantiello G. Battista

Die Vereinbarung tritt gemäß ihrem Art. 4 Abs. 1 am 1. Juni 1987 in Kraft.

Vranitzky
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124.

V e r e i n b a r u n g

zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung der Italienischen
Republik über die Festlegung von Zonen für
die Durchführung der Grenzabfertigung am

Grenzübergang Brenner/Brennero (Straße)

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Italienischen Republik haben gemäß
Artikel 2 Absatz 4 Ziffer 3 des Abkommens vom
29. März 1974*) zwischen der Republik Öster-
reich und der Italienischen Republik über die
nebeneinanderliegenden Grenzabfertigungsstellen
und die Grenzabfertigung während der Fahrt fol-
gendes vereinbart:

Artikel 1

Am Grenzübergang Brenner/Brennero (Straße)
werden auf österreichischem und italienischem
Staatsgebiet Zonen festgelegt, in denen die österrei-
chischen und italienischen Bediensteten berechtigt
sind, die Grenzabfertigung vorzunehmen.

Artikel 2

1. Die Zonen am Grenzübergang Brenner/Bren-
nero (Straße) umfassen:

a) auf italienischem Staatsgebiet:
aa) die von den Bediensteten beider Staaten

gemeinsam benützte Fläche der Staats-
straße 12, begrenzt

— im Westen durch die Staatsgrenze;

— im Süden durch eine gedachte
gerade Linie, die, ausgehend vom
Grenzstein e-50, in gerader Fortset-
zung der Staatsgrenze zwischen den
Grenzsteinen e-49 und e-50 bis zur
östlichen Begrenzung der Staats-
straße 12 reicht;

— im Osten durch einen Bogen, der der
östlichen Begrenzung der Staats-
straße 12 folgend in Richtung Nor-
den bis zum Schnittpunkt mit der
gedachten geraden Verlängerung
der Südfront des österreichischen
Inselzollamtsgebäudes verläuft;

— im Norden durch die vorangeführte
gedachte gerade Verlängerung, die,
ausgehend vom Schnittpunkt mit der
östlichen Begrenzung der Staats-
straße 12, bis zur Staatsgrenze
reicht;

bb) die von den österreichischen Bediensteten
allein benützte Fläche der Staats-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 472/1976
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Straße 12, die im Norden der unter aa)
beschriebenen Fläche liegt und begrenzt
wird

— im Westen und im Norden durch die
Staatsgrenze;

— im Süden durch die gedachte gerade
Verlängerung der Südfront des
österreichischen Inselzollamtsgebäu-
des, die, ausgehend von der Staats-
grenze, bis zum Schnittpunkt mit der
östlichen Begrenzung der Staats-
straße 12 reicht;

— im Osten durch einen Bogen, der
vom vorgenannten Schnittpunkt aus-
geht und der östlichen Begrenzung
der Staatsstraße 12 folgend bis zur
Staatsgrenze verläuft;

b) auf österreichischem Staatsgebiet die von den
Bediensteten beider Staaten gemeinsam
benützte Fläche der Bundesstraße B 182, die
begrenzt wird

— im Süden und im Osten durch die Staats-
grenze;

— im Norden durch eine gedachte gerade
Linie, die von der Staatsgrenze ausgeht,
entlang der Südfront des österreichischen
Inselzollamtsgebäudes verläuft und bis
zur westlichen Begrenzung der Bundes-
straße B 182 reicht;

— im Westen durch eine Linie, die der west-
lichen Begrenzung der Bundesstraße
B 182 folgt und, ausgehend vom Schnitt-
punkt der gedachten geraden Verlänge-
rung der Südfront des österreichischen
Inselzollamtsgebäudes mit der vorge-
nannten Begrenzung, bis zum Grenzstein
e-49 reicht.

2. Der Lageplan der Zonen wird in der österrei-
chischen und in der italienischen Grenzabferti-
gungsstelle angeschlagen.

Artikel 3

Die österreichischen und die italienischen
Bediensteten werden in Ausübung ihres Dienstes in
den Zonen ihre Dienstkleidung tragen, falls dies für
die jeweiligen Wachkörper vorgesehen ist, und dür-
fen ihre Dienstwaffen und Ausrüstungsgegenstände
mitführen.

Artikel 4

1. Diese Vereinbarung tritt mit dem ersten Tag
des dritten auf ihre Unterzeichnung folgenden
Monats in Kraft.

2. Sie kann von jeder der beiden Parteien schrift-
lich auf diplomatischem Weg gekündigt werden
und tritt in diesem Fall sechs Monate nach Eingang
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der Kündigung bei der anderen Vertragspartei
außer Kraft.

3. Unabhängig vom Fall ihrer Kündigung tritt
die Vereinbarung außer Kraft, wenn das Abkom-
men vom 29. März 1974 zwischen der Republik
Österreich und der Italienischen Republik über die
nebeneinanderliegenden Grenzabfertigungsstellen
und die Grenzabfertigung während der Fahrt außer
Kraft tritt.

ZU URKUND DESSEN haben die dazu gehö-
rig Bevollmächtigten diese Vereinbarung unter-
zeichnet.

GESCHEHEN zu Wien am 3. März 1987 in
zweifacher Urschrift, jede in deutscher und italieni-
scher Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
verbindlich sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:
Dr. Gratschmayer

Für die Regierung der Italienischen Republik:
Cantiello G. Battista

Die Vereinbarung tritt gemäß ihrem Art. 4 Abs. 1 am 1. Juni 1987 in Kraft.

Vranitzky
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